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schritten über die Verwahrung unterirdischer bergbaulicher 
Anlagen2 entsprechend anzuwenden.

§ 19

Die Finanzierung der für die Vorbereitung und Durchfüh­
rung erforderliche» Maßnahmen gemäß den §§11 Absätze 1 
und 2, 12 Abs. 1, 13 Abs. 2, 14 Abs. 1 und 18 in und an unter­
irdischen Hohlräumen, für die die örtlichen Räte verantwort­
lich sind oder für die kein Verantwortlicher vorhanden ist, 
erfolgt zu Lasten des Staatshaushaltes.

§20

(1) Das Betreten unterirdischer Hohlräume darf nur in 
Abstimmung mit dem Verantwortlichen für den unterirdi­
schen Hohlraum und mit vorheriger Zustimmung des Rates 
des Bezirkes erfolgen.

(2) Die Festlegungen des Abs. 1 gelten nicht für die
— im § 15 Abs. 2 genannten Organe,
— im § 17 genannten Beauftragten,
— Verantwortlichen für unterirdische Hohlräume und die von 

ihnen Beauftragten sowie
— Besucher von Schaubergwerken und Schauhöhlen.

(3) Der Rat des Bezirkes kann zuständigen Fachgruppen des 
Kulturbundes der DDR eine generelle Zustimmung zum Be­
treten bestimmter unterirdischer Hohlräume erteilen.

(4) Die Zustimmung gemäß den Absätzen 1 und 3 kann mit 
Auflagen verbunden werden.

§21

Veröffentlichungen über Lage, Größe, Zustand und Nut­
zung unterirdischer Hohlräume sind nur mit Zustimmung des 
Rates des Bezirkes und des Verantwortlichen für den unter­
irdischen Hohlraum gestattet. Das gilt nicht für Schauberg­
werke und Schauhöhlen.

§22

(1) Bei Wechsel des Verantwortlichen für den unterirdischen 
Hohlraum sind dem Übernehmenden vom Übergebenden

a) Angaben über erforderliche Kontrollen und Sicherungs­
maßnahmen sowie dazu erforderliche Unterlagen und

b) die technische Dokumentation einschließlich zeichne­
rischer Unterlagen gemäß § 14 Abs. 1

zu übergeben.

(2) Der Wechsel des Verantwortlichen für den unterirdi­
schen Hohlraum und die Änderungen der Nutzungsart sind 
der Bergbehörde zu melden. Die Meldung über den Wechsel 
hat durch den Übergebenden zu erfolgen.

§23
Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Wer als Verantwortlicher vorsätzlich oder fahrlässig
a) den Bestimmungen über die

1. Meldepflicht gemäß § 7 und § 11 Abs. 3,
2. Genehmigungspflicht gemäß § 9 Abs. 2,
3. Anzeigepflicht gemäß § 16 Absätze 1 und 2,
4. Gewährleistung der Hohlnaumsicherheit und öffent­

lichen Sicherheit gemäß § 11 Absätze 1 und 2, § 12 
Abs. 1, § 13 Absätze 1 und 2, § 14 Absätze 1 und 2, § 16 
Abs. 4 und § 18,

5. Veröffentlichungen gemäß § 21 oder
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b) den Anweisungen und Verfügungen gemäß § 15 Abs. 2 
oder

c) den Auflagen des Rates des Bezirkes gemäß § 20 Abs. 4
zuwiderhandelt, kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 
10 Mark bis 500 Mark belegt werden.

(2) Ebenso kann zur Verantwortung gezogen werden, wer 
vorsätzlich unberechtigt

a) durch Absperrungen oder Verbotsschilder gesicherte Be­
reiche an der Tagesoberfläche von unterirdischen Hohl­
räumen betritt oder

b) Absperrungen oder Verbotsschilder im Bereich an der 
Tagesoberfläche von unterirdischen Hohlräumen verän­
dert, beseitigt oder in sonstiger Weise in ihrer Wirksam­
keit beeinträchtigt oder

c) sich Zugang zu unterirdischen Hohlräumen verschafft.

(3) Eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 Mark kann bei vor­
sätzlichen Ordnungswidrigkeiten gemäß den Absätzen 1 und 
2 ausgesprochen werden, wenn

a) ein größerer Schaden verursacht wurde oder hätte ver­
ursacht werden können,

b) die Hohlraumsicherheit. oder öffentliche Sicherheit er­
heblich beeinträchtigt wurde oder

c) Ordnungswidrigkeiten aus Vorteilsstreben oder wieder­
holt innerhalb von 2 Jahren begangen und mit Ord­
nungsstrafe geahndet wurden.

(4) Die Durchführung von Ordnungsstrafverfahren gemäß 
Abs. 1 obliegt entsprechend der jeweiligen Zuständigkeit dem 
Leiter der Obersten Bergbehörde, den Leitern der Bergbehör­
den oder den fachlich zuständigen Stellvertretern der Vorsit­
zenden der Räte der Bezirke.

(5) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens gemäß 
Abs. 2 obliegt den Vorsitzenden, den fachlich zuständigen 
Stellvertretern des Vorsitzenden oder Ratsmitgliedern des 
Rates des Kreises.

(6) Für geringfügige Ordnungswidrigkeiten gemäß Abs. 2 
kann durch die

a) für die unmittelbare Kontrolle der öffentlichen Sicher­
heit an unterirdischen Hohlräumen zuständigen Mit­
arbeiter des Rates des Kreises, der Stadt, des Stadtbe­
zirkes oder der Gemeinde bei Vorliegen einer schrift­
lichen Beauftragung des Vorsitzenden des Rates des 
Kreises dazu und

b) Angehörigen der Deutschen Volkspolizei
eine Verwarnung mit Ordnungsgeld von 1 Mark bis 20 Mark 
ausgesprochen werden.

(7) Für die Durchführung von Ordnungsstrafverfahren und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).

Beschwerdeverfahren .
§ 24

Auflagen gemäß § 20 Abs. 4 haben unter Angabe der 
Gründe schriftlich zu ergehen und eine Rechtsmittelbelehrung 
zu enthalten. Sie sind den Betroffenen durch Aushändigung 
oder Zusendung bekanntzugeben.

§25

(1) Gegen Entscheidungen gemäß § 10 Abs. 3 und Auflagen 
gemäß § 20 Abs. 4 kann innerhalb von 4 Wochen nach Zugang 
der Auflage schriftlich Beschwerde unter Angabe der Gründe 
beim Vorsitzenden des Rates des Kreises bzw. des Rates des 
Bezirkes eingelegt werden.

(2) Beschwerden gemäß Abs. 1 haben aufschiebende Wir­
kung. Uber die Beschwerde ist endgültig innerhalb von 
4 Wochen nach Zugang der Beschwerde durch den Vorsitzen-


